Preußiſche Gefeßfanmlung 


— Nr. 12. 


(Nr. 11038.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend das Staatsſchuldbuch, vom 
20. Juli 1883 (Gefeßfamml. S. 120). Vom 22. Mai 1910. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


Artikel J. 


Das Geſetz, betreffend das Staatsſchuldbuch, vom 20. Juli 1883 (Geſetz— 
ſamml. S. 120) wird dahin abgeändert: 


A. An die Stelle der §§ 1 bis 5, 7, 10, 12 bis 14, 17, 19 und 21 treten 

folgende Vorſchriften: 
N 

Schuldverſchreibungen der konſolidierten Anleihen können in Buchſchulden 
des Staates auf den Namen eines beſtimmten Gläubigers umgewandelt werden. 

Die Umwandlung erfolgt gegen Einlieferung zum Umlaufe brauchbarer 
Staatsſchuldverſchreibungen durch Eintragung in das bei der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden zu führende Staatsſchuldbuch. 


I. 

Mit Ermächtigung des Finanzminiſters können Buchſchulden auch ohne 
Umwandlung begründet werden, wenn der Kaufpreis für Schuldverſchreibungen, 
deren Nennwert der einzutragenden Buchſchuld entſpricht, nebſt den Stückzinſen 
ſeit dem letzten Zinszahlungstermine bar eingezahlt wird. Der Finanzminiſter 
ſetzt den Kaufpreis feſt und beſtimmt die Kaſſe, bei welcher die Einzahlung zu 
geſchehen hat. Zur Exteilung der Ermächtigung iſt er inſoweit befugt, als er 
zur Ausgabe von Schuldverſchreibungen ermächtigt iſt. 

Über die Einzahlung wird von der Kaſſe eine Beſcheinigung ausgeſtellt, 
welche der Hauptverwaltung der Staatsſchulden einzureichen iſt. 

Steht der Begründung der Buchſchuld nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
ein Hindernis entgegen, ſo iſt dem Einzahler der eingezahlte Betrag mit Zinſen 
zu dem für hinterlegte Gelder maßgebenden Zinsſatze zurückzuzahlen. 
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8.2. 

In dem Staatsſchuldbuche find auch die in dem Schuldverhältnis ein⸗ 
tretenden Veränderungen zu vermerken. 

Für die zu verſchiedenen Zinssätzen erfolgenden Eintragungen können 
getrennte Bücher angelegt werden. 

Von dem Staatsſchuldbuch iſt eine Abſchrift zu bilden und getrennt auf 
zubewahren. 

Über den Inhalt des Staatsſchuldbuchs darf nur den im 97 aufgezählten 
Perſonen ſowie dem Gegenvormunde, dem Beiſtand und bezüglich der im § 4 
unter Nr. 3 und 4 bezeichneten Gläubiger den zur Reviſton ihrer Kaſſen berech- 
tigten öffentlichen Behörden oder ſonſtigen Perſonen, letzteren aber nur, falls 
ihre Berechtigung zur Kaſſenreviſion durch eine öffentliche Behörde beſcheinigt 
iſt, Auskunft erteilt werden. 


83. 

Die Eintragung einer Buchſchuld geſchieht auf Antrag des Inhabers der 
Schuldverſchreibungen, im Falle des § 1a auf Antrag des Einzahlers oder der 
Kaſſe, auf den Namen der in dem Antrag als Gläubiger bezeichneten Perſon 
oder Vermögensmaſſe. 


SA, 

Als Gläubiger können nur eingetragen werden: 

1. einzelne phyſiſche Perſonen 

2. einzelne Handelöfirmen; 

3. einzelne eingetragene Genoſſenſchaften und einzelne eingeſchriebene Hilfs⸗ 
kaſſen, welche im Gebiete des Deutſchen Reichs ihren Sitz haben, ſowie 
einzelne juriſtiſche Perſonen; i 

4. einzelne Vermögensmaſſen, wie Stiftungen, Anſtalten, Familien⸗ 
fideikommiſſe, deren Verwaltung von einer öffentlichen Behörde oder 
unter deren Aufficht geführt wird oder deren Verwalter ihre Ver⸗ 
fügungsbefugnis über die Maſſe durch eine gerichtliche oder notarielle 
Urkunde nachweiſen. f 

Einem Gläubiger wird für eine jede der verſchieden verzinslichen Anleihen 

nicht mehr als ein Konto im Staatsſchuldbuch eröffnet. 


§ 5. 

Mit der Eintragung erlöſchen die Rechte des Inhabers an den einge⸗ 
lieferten Schuldverſchreibungen und im Falle des $ 1 a die Rechte des Einzahlers 
aus der Beſcheinigung. N N 

„Im übrigen finden die für die konſolidierten Anleihen geltenden Vor⸗ 
ſchriſten auf die eingetragene Forderung entſprechende Anwendung. ; 


N 5 a. 

Zugleich mit der Eintragung der Buchſchuld kann der Antragſteller ($ 3) 
und, nach erfolgter Eintragung, der Gläubiger eine zweite Perſon eintragen 
laſſen, welche nach dem Tode des Gläubigers der Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden gegenüber die Gläubigerrechte auszuüben befugt iſt. 


Dieſe Eintragung iſt auf Antrag der im $7 Abſ. 1 unter a 1 bis 4 
und 6 bis 8 bezeichneten Perſonen jederzeit zu löſchen. 


$ 7. 

Zur Stellung von Anträgen auf Übertragung eingetragener Forderungen 
auf ein anderes Konto, auf Eintragung und 0 Löſchung von Vermerken über 
Veränderungen im Schuldverhältniſſe (§ 2 Abſ. 1) ſowie auf Ausreichung von 
Staatsſchuldverſchreibungen gegen Löſchung der 11 0 Forderung ſind nur 
berechtigt: 

. der eingetragene Gläubiger; 

ſein geſetzlicher Vertreter oder fein Bevollmächtigte; 

der Konkursverwalter; 

derjenige, auf welchen die eingetragene Forderung von Todes wegen 
übergegangen iſt / 

die gemäß § 5a eingetragene zweite Perſon; 

„der Teſtamentsvollſtrecker; 

der Nachlaßverwalter ss 1981 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs) ; 

im Falle der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft der überlebende Ehegatte. 

Derjenige, für welchen ein Nießbrauch oder ein ſonſtiges Recht zum Zins⸗ 
genuß eingetragen iſt, kann ohne Zuziehung des Gläubigers Anträge in bezug 
auf den zum Empfange der Zinſen Berechtigten ftellen. 

Zur Stellung von Anträgen für eine Firma gilt für berechtigt, wer zur 
Zeichnung der Firma berechtigt iſt, zur Stellung von Anträgen für die im § 4 
Nr. 4 erwähnten Vermögensmaſſen die dort genannte Behörde oder die von ihr 
bezeichnete Perſon oder die gemäß § 4 Nr. 4 zur Verfügung über die Maſſe 
befugten Verwalter. Als geſetzlicher Vertreter einer juriſtiſchen Perſon, die nicht 
im Gebiete des Deutſchen Reichs ihren Sitz hat, gilt, wer ſeine Vertretungs⸗ 
befugnis nach den vom Finanzminiſter erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen 
nachgewieſen hat. 


8 d 


O De 


§ 7a. 

Zur Löſchung von Vermerken zu Gunſten Dritter bedarf es deren Zu⸗ 
ſtimmung mit Ausnahme der im § 14 Abſ. 2 und 3 gedachten Fälle. 

Wird eine Forderung unter Löſchung auf einem Konto auf ein anderes 
Konto übertragen, ſo ſind die Vermerke zu Gunſten Dritter unter Löſchung auf 
dem alten Konto auf das neue Konto mit zu übertragen. Der Zuſtimmung 
der aus dem Vermerke Berechtigten bedarf es nicht. 
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$ 7b. 
Verfügungen über eingetragene Forderungen wie Abtretungen, Verpfän⸗ 
dungen erlangen dem Staate gegenüber nur durch die Eintragung Wirkſamkeit. 
Eine Pfändung oder⸗ vorläufige Beſchlagnahme der eingetragenen Forderung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung oder des Arreſtes ſowie eine durch eine einſt— 
weilige gerichtliche Verfügung angeordnete Beſchränkung des eingetragenen 
Gläubigers iſt von Amts wegen auf dem Konto zu vermerken und nach erfolgter 
Beſeitigung dieſer Anordnungen zu löſchen. 


§ Te. 
Eine Prüfung der Gültigkeit der den Anträgen zu Grunde liegenden Rechts— 
geſchäfte findet nicht ſtatt. 


$ 10. 

Zum Antrag auf Eintragung einer Forderung ſowie zur gleichzeitigen Er⸗ 
teilung einer Vollmacht, ferner zum Antrag auf gleichzeitige Eintragung einer 
zweiten Perſon gemäß § 5a Abf. 1 oder einer Beſchränkung des Gläubigers in 
bezug auf Kapital oder Zinſen genügt ſchriftliche Form. Dasſelbe gilt für An- 
träge auf Löſchung der im $ 5a Abſ. 1 und im § 14 Abſ. 2 und 3 erwähnten 
Vermerke. 

In allen anderen Fällen ſoll der Antrag im Geltungsgebiete des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs gemäß § 129 daſelbſt öffentlich beglaubigt ſein. Der öffent⸗ 
lichen Beglaubigung ſteht gleich die Aufnahme des Antrags durch das Staats⸗ 
ſchuldbuchbureau oder eine vom Finanzminiſter bezeichnete Kaſſe. Außerhalb des 
Geltungsgebiets des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſoll der Antrag gerichtlich oder 
notariell oder von einem Konſul des Deutſchen Reichs aufgenommen oder be- 
glaubigt ſein. Die Hauptverwaltung der Staatsſchulden kann in beſonderen 
Fällen von der Beobachtung dieſer Formvorſchriften abſehen. 

Sind ſeit der Eintragung Anderungen in der Perſon des Gläubigers 
(Verheiratung einer Frau, Anderung des Gewerbes, Standes, Namens, Wohn⸗ 
orts) eingetreten, fo kann verlangt werden, daß die Identität durch eine öffent⸗ 
liche Urkunde dargetan werde. 


$ 12. 

Rechtsnachfolger von Todes wegen haben ſich durch einen Erbſchein oder 
durch eine Beſcheinigung darüber, daß ſie über die eingetragene Forderung zu 
verfügen befugt ſind, auszuweiſen. 

Beruht die Rechtsnachfolge auf einer Verfügung von Todes wegen, die 
in einer öffentlichen Urkunde enthalten iſt, ſo kann nach dem Ermeſſen der Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden von der Beibringung des Erbſcheins oder der Be⸗ 
ſcheinigung abgeſehen werden, wenn an deren Stelle die Verfügung und das 
Protokoll über die Eröffnung der Verfügung vorgelegt wird. 


Das Beſtehen der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ſowie die Befugnis eines 
Teſtamentsvollſtreckers zur Verfügung über eine zum Nachlaſſe gehörige Forderung 
ift entweder durch die in den §§ 1507, 2368 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vor⸗ 
geſehenen Zeugniſſe oder durch eine Beſcheinigung darüber, daß der überlebende 
Ehegatte oder der Teſtamentsvollſtrecker zur Verfügung über die eingetragene 
Forderung befugt iſt, nachzuweiſen. Auf den Nachweis der Befugnis des 
Teſtamentsvollſtreckers findet die Vorſchrift des Abſ. 2 entſprechende Anwendung. 

Zur Ausſtellung der in Abſ. 1 und 3 gedachten Beſcheinigung iſt das 
Nachlaßgericht und, falls der Erblaſſer zur Zeit des Erbfalls im Inlande weder 
Wohnſitz noch Aufenthalt hatte, auch derjenige Konſul des Reichs zuſtändig, in 
deſſen Amtsbezirke der Erblaſſer zur Zeit des Erbfalls ſeinen Wohnſitz oder ſeinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hatte, ſofern dem Konſul von dem Reichskanzler die Er⸗ 
mächtigung zur Ausſtellung ſolcher Beſcheinigungen erteilt iſt. 


$ 13. 


Die Hauptverwaltung der Staatsſchulden kann verlangen, daß mehrere 
Erben zur Stellung von Anträgen und zur Empfangnahme von Schuldver⸗ 
ſchreibungen eine einzelne Perſon zum Bevollmächtigten beſtellen. 


§ 14. 


Vollmachten ſowie die Genehmigungserklärungen dritter Perſonen, zu deren 
Gunſten der eingetragene Gläubiger in bezug auf die Forderung oder deren Zins⸗ 
erträgniſſe durch einen Vermerk im Staatsſchuldbuche beſchränkt iſt, bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit derſelben Form, welche für die Anträge vorgeſchrieben iſt. Zum 
Widerruf einer Vollmacht genügt ſchriftliche Form. 

Zur Löſchung von perſönlichen unvererblichen Einſchränkungen des Gläubiger⸗ 
rechts oder des Verfügungsrechts, welche durch den Tod des Berechtigten erloſchen 
ſind, iſt nur die Beibringung der Sterbeurkunde erforderlich; das Recht auf den 
Bezug rückſtändiger Leiſtungen wird hierdurch nicht berührt. 

Vermerke, welche durch Zeitablauf hinfällig geworden ſind, können ohne 
Zuſtimmung der Berechtigten von Amts wegen gelöſcht werden. 

Anträge öffentlicher Behörden bedürfen, wenn ſie ordnungsmäßig unter⸗ 
ſchrieben und unterſiegelt ſind, keiner Beglaubigung. 


§ 17. 


Im Falle der Kündigung einer der konſolidierten Anleihen ſind die mit 
ihrer Forderung zu dem Zinsſatze der gekündigten Anleihe eingetragenen Gläubiger 
ſchriftlich zu benachrichtigen. Die Wirkſamkeit der Kündigung iſt jedoch von 
dieſer Benachrichtigung nicht abhängig. 


$ 19. 

Die Zinſen werden in der Zeit vom 14. Tage vor bis zum 8. Tage nach 
dem Fälligkeitstermine durch eine öffentliche Kaſſe, ferner innerhalb des Welt⸗ 
poſtvereins mittels Überſendung durch die Poſt oder auf ſonſtige vom Finanz 
miniſter zu beſtimmende Weiſe auf Gefahr und Koſten des Berechtigten gezahlt. 
Bei Zahlung der Zinſen im Poſt⸗Uberweiſungs⸗ oder Scheckverkehre können die 
Poſtgebühren außer der Beſtellgebühr auf die Staatskaſſe übernommen werden. 

Kommt die Sendung als unbeſtellbar zurück, ſo unterbleiben weitere Sen⸗ 
dungen, bis der Gläubiger die richtige Adreſſe angezeigt hat. 


§ 21. 
An Gebühren werden erhoben: 
für die Löſchung einer Staatsſchuldbuchforderung zum Zwecke der Aus⸗ 
reichung von Staatsſchuldverſchreibungen 
für je angefangene 1000 Mark Kapitalbetrag 0,75 Mark, 
jedoch mindeſtens 2 Mark. 

Die Gebühren werden von dem Antragſteller, ſoweit nötig, im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren eingezogen. Auch kann die Vorausbezahlung der Ge⸗ 
bühren gefordert werden. 

An Gebühren für die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung der Anträge 
ſind zu erheben: = 
bei Beträgen bis 2 000 Mark 1,50 Mark, 

bei Beträgen über 2 000 Mark = 3 Mark, 
1 5 nicht nach dem Gerichtskoſtengeſetz eine geringere Gebühr zur Hebung 
ommt. 


B. Im $ 6 wird: 
a) im Abſ. 2 das Wort „vierprozentigen“ geſtrichen; 
b) im Abſ. 3 ſtatt der Worte „der vierprozentigen Anleihe“ geſetzt: 
„zu gleichem Zinsſatz und “. 


©. Der § 11 wird geſtrichen. 


D. Im § 23 Nr. 1 wird ſtatt der Worte „vierprozentigen konſolidierten 
Anleihe“ geſetzt: „konſolidierten Anleihen /. 


Artikel II. 


„Beglaubigungen von Unterſchriften unter Anträgen, Vollmachten und Ge 
nehmigungserklärungen, die nach ihrem Inhalt ausſchließlich eine im Reichsſchuld⸗ 
buch oder im Staatsſchuldbuch einzutragende oder eingetragene Forderung betreffen, 
ſind ſtempelfrei. 


u 


Die Befreiungsvorſchrift des Abſ. 3 zu b der Nr. 581 des Stempeltarifs 
des Stempelſteuergeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1909 
(Geſetzſamml. S. 535) findet auch auf Beurkundungen von zinsbaren Darlehen 
Anwendung, welche gegen Verpfändung einer Forderung gewährt werden, die im 
Reichsſchuldbuch oder im Staatsſchuldbuch eingetragen iſt, vorausgeſetzt, daß die 
Darlehen innerhalb Jahresfriſt oder in einem kürzeren Zeitraume zurückzuzahlen 
ſind und der Wert der verpfändeten Forderung dem gewährten Darlehen mindeſtens 
gleichkommt. 


Artikel III. 


Der § 82 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 6. Oktober 1899 (Geſetzſamml. S. 326) erhält folgende Faſſung: 
Für die in den Geſetzen über das Reichsſchuldbuch und das 
Staatsſchuldbuch vorgeſehenen Beſcheinigungen, daß ein Rechtsnach⸗ 
folger von Todes wegen, ein die Gütergemeinſchaft fortſetzender über⸗ 
lebender Ehegatte oder ein Teſtamentsvollſtrecker über eine Buch⸗ 
forderung zu verfügen berechtigt iſt, werden drei Zehnteile der im § 33 
beſtimmten Gebühr bis zum Höchſtbetrage von 10 Mark erhoben. Das 
Gleiche gilt für die in den §§ 37, 38 der Grundbuchordnung vor⸗ 
geſehenen Zeugniſſe; jedoch werden für dieſe Zeugniſſe Gebühren nicht 
erhoben, wenn die Teilungsurkunde vor Gericht aufgenommen oder be⸗ 
ſtätigt iſt. 
Artikel IV. 


Der § 2 des Geſetzes, betreffend die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens 
und Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſion, vom 24. Februar 1850 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 57) erhält folgenden Abſ. 2: 

Die Zahl der Mitglieder kann vorübergehend durch Hilfsarbeiter 
verſtärkt werden, welche in derſelben Weiſe wie die Mitglieder zu ver⸗ 
eidigen ſind und mit eigener Verantwortung an der Bearbeitung der 
Geſchäfte der Behörde teilzunehmen haben. 


Artikel V. 


Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, wird durch König⸗ 
liche Verordnung beſtimmt. 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung der Artikel J und IV beauftragt. 


Artikel VL 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, den Text des Geſetzes vom 20. Juli 
1883, betreffend das Staatsſchuldbuch, (Geſetzſamml. S. 120), wie er ſich aus 
den Anderungen durch das Geſetz vom 8. Juni 1891 Geſetzſamml. S. 105), 


durch den Artikel 16 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche vom 
20. September 1899 GGeſetzſamml. S. 177), durch das Geſetz vom 24. Juli 1904 
(Geſetzſamml. S. 167) und durch dieſes Geſetz ergibt, unter der Aberſchrift: 


„Staatsſchuldbuchgeſetz“ 

unter fortlaufender Nummernfolge der Paragraphen und unter Fortlaſſung des 
§ 25 Abſ. 1 in der Geſetzſammlung bekannt zu machen. 

Soweit in anderen Geſetzen auf Vorſchriften des Geſetzes vom 20. Juli 
1883 verwieſen iſt, treten an deren Stelle die entſprechenden Vorſchriften des 
durch den Finanzminiſter bekannt gemachten Textes. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben „Buckingham Palace, London“, den 22. Mai 1910. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Frhr. v. Rheinbaben. 
Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. v. Arnim. v. Moltke. 
Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. 
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